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Die Linke muss konsequent antinational agieren 

In die Ferne fuchteln
Von Peter Nowak

Eine fortschrittliche Linke muss sich jeder Nation verweigern und jedem Krieg
eine Absage erteilen.

Anfang der neunziger Jahren wurde in antideutschen Kreisen für Linke, die ohne jeglichen
gesellschaftlichen Einfluss immer ein Repertoire an Vorschlägen für die Lösung der
Konflikte in aller Welt parat hatten, der schöne Begriff des Fernfuchtlers geprägt. Nach den
islamistischen Anschlägen vom 11. September 2001 wurden einige vormalige
Antideutsche selbst Fernfuchtler. Spätestens als die Zeitschrift Bahamas im April 2003 den
US-Präsidenten zum »Man of Peace« kürte und die schnelle Niederlage des Ba’ath-
Regimes nicht nur feierte, sondern damit die Hoffnung auf ein Ende der antisemitischen
Internationale verband, war klar, dass ein Teil dieser Strömung es nicht mehr bei
Ideologiekritik belassen wollte. Nach den Anschlägen von Paris schwingt sich die
Fernfuchtler-Fraktion zu neuen Höhenflügen auf. Bereits im Dossier der Jungle World
48/2015 blies Matthias Küntzel zum großen Krieg und unterschied sich in seinen
Argumentationen kaum vom rechten Flügel der US-Republikaner. So warf er US-Präsident
Obama eine Politik der »Selbstentmachtung« und der »Selbstdemütigung« vor.
Ausgeblendet hat er dabei, dass Obama mit seiner Politik auf das völlige Scheitern der
Außenpolitik seines Vorgängers reagierte und nachvollzog, was große Teile der US-
Bevölkerung nach der Ende der Bush-Ära einforderten. Bushs außenpolitische Bilanz war
geprägt von einer wachsenden Zahl toter US-Soldatinnen und -Soldaten. Die toten
Zivilisten vor Ort spielten für den Kurswechsel eine geringere Rolle. Die größte
Selbstdemütigung der USA, zumindest für die Menschen, für die ihre
Gründungsdokumente noch eine Bedeutung hat, waren sicherlich die Foltermethoden von
Guantánamo bis Abu Ghraib. Hier wurde übrigens auch auf vielfältige Art und Weise gesät,
was die unterschiedliche Islamistenfraktionen später ernten konnten. Der sogenannte
Islamische Staat (IS) ist nur die zurzeit bekannteste dieser islamfaschistischen
Bewegungen.

Es sind ganz konkrete Maßnahmen, wie die Auflösung der irakischen Armee nach dem
Sturz des Ba’ath-Regimes, die erklärbar machen, wie eine Gruppierung wie der IS so stark
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werden konnte. Und die Bilder von Abu Ghraib und Guantánamo haben dazu beigetragen,
dass in vielen arabischen Ländern und längst nicht nur in islamistischen Kreisen jegliches
Vertrauen in die US-Politik verloren ging. Ist schon vergessen, dass nach 2001 nicht
wenige tatsächliche oder vermeintliche Islamisten für die Schmutzarbeit an die Häscher
des syrischen Regimes übergeben wurden? So bediente sich der Westen genau der
Terrormethoden des syrischen Regimes, die heute so wortreich beklagt werden. Von
alldem lesen wir bei Küntzel nichts, der den Westen zum ganz großen Kampf gegen die
von ihm so bezeichnete »Koalition der Wahnsinnigen« aufruft. Diese umfasst die Hamas,
die Hizbollah, al-Qaida, den IS und den Iran. All diesen Akteuren wird niemand eine Träne
nachweinen.
Die Leidtragenden einer Intervention in Syrien wären neben den vielen Zivilisten auch die
Israelis. Es ist ein Glück für Israel, dass die islamistischen Kräfte untereinander zerstritten
sind. Eine vereinigte islamistische Front würde erst geschmiedet, wenn jemand mit Macht,
vielleicht ein US-Präsident Donald Trump, Küntzels Vorschlag umsetzen wollte. Für Israel
wäre das eine große Gefahr. Es ist auffallend, dass in Küntzels Aufzählung der
Wahnsinnigen Saudi-Arabien nicht auftaucht. Dabei hat das Regime bei der Praktizierung
von Terror nach innen und Islamismusexport nach außen den Iran längst eingeholt. Gehört
das Land jetzt nach Küntzels Meinung zu den wesentlichen Verbündeten des Westens?
Auch Gerhard Scheit erweist sich in seinem Beitrag in der Jungle World 49/2015 als
Fernfuchtler mit globalem Anspruch. Allein der Vorwurf des Appeasements gegen Politiker,
die nicht überall Bomber hinschicken wollen, macht deutlich, wie sehr er in
militärstrategischen Kategorien denkt. Da ist für zivilgesellschaftliche, geschweige denn
herrschaftskritische Gedanken kein Platz mehr. Das wird deutlich, wenn Scheit es begrüßt,
dass »der NSA-Skandal« nach den Anschlägen von Paris »von deutschen Moralaposteln
und grünen Politikern natürlich abgesehen, kaum noch jemanden interessiert«. Nun kann
man mit Recht an dem Mainstream der deutschen NSA-Debatte kritisieren, dass sie die
Überwachungsmethoden deutscher Dienste bagatellisierte, von Antiamerikanismus
geprägt war und die angeblich nicht vorhandene deutsche Souveränität beklagte. Wenn
aber der Protest gegen die NSA-Überwachung für nebensächlich gehalten wird, zeigt dies
doch vor allem, dass die individuellen Grundrechte – und dazu gehört das Recht, nicht
abgehört zu werden – auf der Strecke bleiben, wenn das Fernfuchteln beginnt.
Und nicht nur das. Nach den Anschlägen von Paris wollten plötzlich von einer Kritik an der
omnipräsenten französischen Fahne auch solche Menschen nichts mehr hören, die
eigentlich immer eine klare Kritik an Staat und Nation geübt haben. Dabei entscheidet sich
gerade dann, wenn der Ausnahmezustand ausgerufen wird, was diese Kritik wert ist. Denn
dann werden von der Herrschaft die Toleranzgrenzen eng gezogen, und es kann sogar
strafrechtlich sanktioniert werden, wenn man an der alten Staatskritik festhält. Da wird
historisch argumentiert, dass es die Fahne der französischen Revolution ist. Doch die
französische Fahne bedeutet einen nationalen Schulterschluss, bei dem dann zumindest
kurzfristig die innergesellschaftlichen Widersprüche, wie den Kampf gegen die Rechte in
Gestalt des Front National (FN), aber auch Arbeitskämpfe an Bedeutung verlieren.
Die französische Fahne zu zeigen, bedeutet auch zu schweigen über ein anderes Pariser
Massaker, bei den am 17. Oktober 1962 Hunderte Teilnehmer einer von der französischen
Regierung verbotenen Demonstration für die algerische Unabhängigkeitsbewegung FLN
ermordet und wurden. An solche und andere Verbrechen der Nation gerade in Zeiten zu



erinnern, in denen zum nationalen Schulterschluss aufgerufen wird, gehört zu der
wichtigsten Aufgabe einer Linken, die ihre Kritik an Staat, Nation und Kapitalismus ernst
nimmt. Sie erkennt als erstes ihre völlige Machtlosigkeit und unterlässt jedes Fernfuchteln.

Nur eine Linke, die sich in Zeiten des Notstands und des Ausnahmezustands verweigert,
wenn zur Vereinigung unter den unterschiedlichen Nationalfahnen aufgerufen wird, wird in
der Lage sein, einen widerständigen Block zu bilden, der die Barbarisierungspotentiale im
Zerfallsprozess des Kapitalismus analysiert und bekämpft. Dazu gehört der
Klerikalfaschismus, wovon die unterschiedlichen islamistischen Gruppen nur die
Speerspitze bilden. Dazu gehören aber auch die unterschiedlichen faschistischen oder
nationalistischen Gruppierungen, die in ganz Europa anwachsen.
Eine Linke, für die die Kritik an Staat, Kapital und Nation kein Schönwettergeschwätz ist,
sollte dazu beitragen, dass diese Zusammenhänge erkannt und der Widerstand gegen die
beiden Formen der extremen Krisenreaktionen des Kapitalismus in den Stadtteilen
organisiert wird, in denen die Menschen leben, die heute oft nicht einmal mehr vom
Kapitalismus ausgebeutet werden. Es sind die Stadtteile, die in den vergangenen Jahren
mehr und mehr zum Wählerpotential rechter Bewegungen wurde. Es sind auch Quartiere,
in denen die überwiegende Mehrheit der islamfaschistischen Attentäter leben. Man
braucht also nicht Bomber in den Nahen Osten zu schicken, wenn man die
unterschiedlichen Spielarten des Faschismus bekämpfen will. Diese Klärungs- und
Organisationsprozesse sollten in den europäischen Kernländern geführt werden. Doch
dazu braucht es eine antagonistische Linke, die nicht durch die Zusammenarbeit mit der
Macht diskreditiert ist. Historische Reminiszenzen sollten sicher nicht überstrapaziert
werden. Doch diese antagonistische Fraktion der Linken kann sich ein historisches Vorbild
an der Zimmerwalder Linken nehmen, sich mitten im Ersten Weltkrieg in einem Meer von
Nationalismus, Chauvinismus und Kriegsbegeisterung die entschiedenen Kriegsgegner
sammelten. Bei allen zeitbedingten Unterschieden sind zwei Grundsätze der
Zimmerwalder heute aktueller denn je: die Absage an die Kriege der Herrschenden nach
außen und an die Politik des Burgfriedens nach innen.
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